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Änderungsantrag 

der Fraktion der SPD 


zur zweiten Beratung des vom Bundesrat eingebrachten 
Entwurfs eines Gesetzes zur Änderung des Strafvollzugsgesetzes 
— Drucksachen 10/172, 10/2781 — 


Der Bundestag wolle beschließen: 

In Artikel 1 erhält § 101 Abs. 1 Satz 2 folgende Fassung: 

„Zur Durchführung der Maßnahmen ist die Vollzugsbehörde 
nicht verpflichtet, wenn der Gefangene dagegen nachhaltigen 
Widerstand leistet, der nur durch Anwendung immittelbarer 
körperhcher Gewalt gebrochen werden kann. " 

Bonn, den 23. Januar 1985 

Dr. Vogel und Fraktion 
Begründung 

Der Änderungsantrag stellt im Gegensatz zum Gesetzentwurf des 
Bundesrates sicher, daß an der gesetzhch festgeschriebenen Min- 
destpflicht zur zwangsweisen Ernährung des Gefangenen festge- 
halten wird, solange sich der Häftling nicht mit nachhaltigem 
Widerstand gegen die Zwangsernährung wehrt. 

Der Bundesratsentwurf eröffnet demgegenüber das Risiko, daß 
Gesundheitsschäden und möghcherweise auch der Tod des 
Gefangenen eintritt, obwohl dieser gegen eine zwangsweise 
Ernährung keinen gewaltsamen Widerstand leistet und sie daher 
auch gefahrlos möghch wäre. 
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